Wien, Donnerstag, den 22. October 1885. 


XVIII. Jahrgang. Nr. 43. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


— — = —— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitats⸗Buchhandlung in 
Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 


Pränumerationspreis: 


Wien, I., Kohlmarkt 7. 


vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit diefem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber ber Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. EZ 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. 


Inhalt: 
Die öſterreichiſche Reichsvertretung. Von Dr. Karl Hugelmann. V. 


Mittheilungen aus der Praxis: 5 
Das Armendrittel aus dem Nachlaſſe eines Säculargeiſtlichen gebührt ſeinen 
armen Inteſtaterben auch in dem Falle, wenn der Erblaſſer an keiner 
Kirche bleibend angeſtellt war. (Hofkanzleideeret vom 18. Juli 1772.) 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Die äſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
V. 9 


Die Ereigniſſe des Jahres 1859 brachten auch einen Umſchwung 
in den Verfaſſungsverhältniſſen mit ſich. Schon das kaiſerliche Manifeſt 
vom 15. Juli, welches den Abſchluß des Friedens verkündigte, ſtellte 
„zeitgemäße Verbeſſerungen in Geſetzgebung und Verwaltung“ in Aus— 
ſicht und in dem Programme des neuen Miniſteriums (Wr.-Ztg. vom 
22. Auguſt) wurden ausdrücklich ſtändiſche Vertretungen der einzelnen 
Länder verheißen. 

Von einer Reichs vertretung irgend welcher Art war ſomit noch 
nicht die Rede. Es iſt aber bezeichnend, daß, jo raſch auch die Geſetz⸗ 
gebung in die verſchiedenſten Zweige der Verwaltung reformirend ein— 
griff, es doch an der Energie gebrach, die Verfaſſungsreform auch nur 
mit dem Unterbaue autonomer Landeskörper zu beginnen. 

Erſt mit der am 5. März 1860 erfolgten Berufung des ver⸗ 
ſtärkten Reichsrathes ward die Löſung der Verfaſſungsfrage in vollen 
Fluß gebracht. Wohl ſchloß die Beruſung außerordentlicher Reichsräthe 
noch keine geſetzliche Neuerung in ſich, da eine ſolche in dem Reichs⸗ 
rathsſtatute von 1851 (8 16, 37) vorgeſehen war; der 5. März 1860 
bildet aber deshalb einen Wendepunkt in unſerem Verfaſſungsleben, 
weil die Berufung des verſtärkten Reichsrathes von nun an perio— 
diſch erfolgen und die Beiziehung von ernannten Vertrauensmännern 
nur mehr als ein Proviſorium gelten ſollte, bis die Wahl der außer— 
ordentlichen Reichsräthe aus den Landesvertretungen erfolgen könnte. 
Der verſtärkte Reichsrath ſollte in Hinkunft neben den auf Lebenslänge 
ernannten Mitgliedern aus 38 Mitgliedern der Landesvertretungen 
beſtehen, die von der Krone aus einer Landtags-Terna auf die Dauer 
von ſechs Jahren zu berufen waren. Die Functionen dieſes Reichsrathes 
ſollten außer der Betheiligung an der Feſtſtellung des Budgets und an 
der Controle der Finanzgebarung ſich auch auf die Geſetzgebung inſoweit 
erſtrecken, als ihm zwar nicht das Recht der Initiative, aber doch die 
Begutachtung von Regierungsentwürfen und der Vorlagen der Landes 
vertretungen zugewieſen war. 


) Siehe Art. IV in Nr. 34 l. J. dieſer Zeitſchrift. 


zum September mit der Comiteberathung des Budgets befaßt. 


— Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Es unterliegt nach dem Geſagten keinem Zweifel, daß von maß— 
gebender Seite auch im Fruͤhjahre 1860 das Schwergewicht der zu 
organiſirenden Volksvertretung noch immer in die Landtage verlegt 
wurde; es dit aber bezeichnend, daß trotzdem, und zwar in erſter 
Linie, von einer Centralvertretung nicht ganz Umgang genommen 
werden konnte. Jener Weg, welcher im Vormärz von der Reform- 
partei vorgeſchlagen worden war, die Kreirung eines ſtändiſchen 
Centralausſchuſſes ward jetzt, allerdings im Vereine mit einem von der 
Regierung berufenen Staatsrathe, von der Regierung in's Auge gefaßt— 

Der verſtärkte Reichsrath ſelbſt trat am 31. Mai 1860 zur 
Prüfung des Staatsvorauſchlages für 1861 zuſammen und war bis 
Schon 
während dieſer Verhandlungen hatte das kaiſerliche Handſchreiben vom 
17. Juli einen entſchiedenen Schritt nach vorwärts gethan, indem es 
die „Einführung neuer Steuern und Auflagen, dann die Erhöhung der 
beſtehenden Steuer- und Gebührenſätze“, endlich „die Aufnahme neuer 
Aulehen“ von der Zuſtimmung des verſtärkten Reichsrathes abhängig 
machte, den Fall der Kriegsgefahr allein ausgenommen, und hiemit den 
Reichsrath mit den Befugniſſen einer Volksvertretung auf dem Gebiete 
des Budgetrechtes ausſtattete. Allein der Reichsrath ſelbſt ging noch 
weiter, indem in dem Schlußberichte ſeines Finanzexpoſes am 22 Sep- 
tember das Verlangen nach einer politiſchen Geſammtreform zum 
Ausdrucke gelangte. Einſtimmig war der Ausſchuß in ſeinem Votum, 
daß auf dem Gebiete des Staatshaushaltes nur in „organiſcher 
Regeneration der inneren Zuſtände“ Ausweg und Heil geſucht werden 
könnte. Wenn ſich auch des Weiteren ein Majoritäts- und Minoritäts— 
votum gegenüberſtanden, von welchen das erſtere die „Anerkennung der 
hiſtoriſch-politiſchen Individualität der einzelnen Länder“, das letztere 
die Ausgeſtaltung der Inſtitution des verſtärkten Reichsrathes als das 
nächſte Ziel betonte, ſo war doch auch in erſterem die Exiſtenz einer 
Reichsvertretung, und zwar mit der Ausdehnung auf die ungariſchen 
Länder, zugegeben. “) 

Am 20. October ergingen endlich jene kaiſerlichen Entſchließun⸗ 
gen, welche die ſtaatsrechtliche Geſtaltung der Monarchie endgiltig 
begründen ſollten; ſie ſind hauptſächlich niedergelegt in dem Diplom 
bon dem genannten Tage. 


) Die entſcheidende Stelle des Majoritätsvotums lautet: „Die Kräftigung 
und gedeihliche Entwicklung der Monarchie erheiſcht — — — Sowohl die An- 
erkennung und Begründung ihrer“ (d. i. der Lander) „Autonomie in der Admini⸗ 
ftention und inneren Legislation als auch die definitive Feſtſtellung, Sicherung 
und Vertretung ihres gemeinſamen ſtaatsrechtlichen Verbandes.“ Daß hiemit 
eine, wie immer geartete, Centralvertretung gemeint war, erhellt in diploma⸗ 
tiſcher Wendung aus der Rede des Majoritäts⸗Berichterſtatters Graf Szécsen 
und mit voller Draſtik aus jener des zweiten beredten Verfechters des Majoritäts⸗ 
votums, des Grafen Clam. „Die Einheit,“ ſo heißt es dort, „findet ihre Grund⸗ 
lage und Garantie in der Heiligkeit, Macht und Autorität des Allerhöchſten 
Thrones und in der gemeinſchaftlichen ſtaatsrechtlich geſicherten 
Mitwirkung der Vertreter aller Länder an jenen Angelegenheiten, 
welche wegen ihres innigen und unzertrennlichen Zuſammenhanges 
mit der europäiſchen Machtſtellung der Monarchie den Grenzen 
der Landesautonomie entrückt ſein und bleiben müſſen.“ 


Das Octoberdiplom enthalt nur wenige, aber folgenſchwere 
Beſtimmungen in vier Artikeln. „Von Uns und Unſeren Nachfolgern 
wird das Recht, Geſetze zu geben, abzuändern und aufzuheben, nur 
unter Mitwirkung der geſetzlich verſammelten Landtage, beziehungsweiſe 
des Reichrathes ausgeübt werden, zu welchem die Landtage die von 
Uns feſtgeſetzte Zahl von Mitgliedern zu entſenden haben“, lautet zu⸗ 
nächſt der erſte Artikel und hiemit iſt neben dem Grundſatze des Con— 
ftitutibnalismus, der Theilung der geſetzgebenden Gewalt, zugleich das 
Princip der territorialen Gliederung der Volksvertretung ausgeſpro— 
chen, auf welchem unſer ganzes Verfaſſungsrecht beruht. 

Das Octoberdiplom hatte ſomit, obwohl es auch Ungarn beherrſchen 
wollte, den Gedanken einer Ceutralvertretung nicht von ſich zu weiſen 
vermocht, nur hat es ihn Ungarn gegenüber, wie wir ſofort ſehen werden, 
ſchwächer zum Ausdrucke gebracht, als in Bezug zu den übrigen Ländern. 
Hierin lag indeß kein völliges Novum vor, denn auch die Märzverfaſſung 
hatte ja, wie wir oben ausgeführt, wenigſtens proviſoriſch, eine legislative 
Sonderſtellung Ungarns zugegeben; neu war in der Reihe der Verfaſſungs— 
codificationen nur der Verſuch, die Reichsvertretung aus einer einzigen 
Kammer, und zwar aus einer Delegirtenverſammlung der Landtage zu 
conſtruiren. In den Kremſierer Verhandlungen war einmal, nämlich in 
Palacky's Entwurfe, eine ſolche Verbindung der Central- und Particular— 
gewalten geplant geweſen, bis zur Formulirung in einer der Verfaſſungs— 
urkunden war dieſer Gedanke aber bisher noch nicht gediehen. 

Zur reinen Verkörperung des föderaliſtiſchen Princips hat es 
indeß auch das Octoberdiplom nicht gebracht. Schon das Element von 
der Centralgewalt ernannter Mitglieder mußte centraliſtiſch wirken. 
Aber auch abgeſehen hievon, auch ſo weit der Reichsrath eine Delegirten— 
verſammlung der Landtage war, erſchien er nicht als eine Vertretung 
gleichberechtigter, verbündeter Factoren, ſondern als eine Vertretung des 
Reiches. Durch ein kaiſ Handſchreiben im Nachhange zu dem Diplome 
war die Geſammtzahl der gewählten Reichsräthe mit 100 fixirt worden. 
Die Vertheilung dieſer Zahl auf die einzelnen Länder ſollte allerdings 
erſt ſpäter erſolgen, ſo viel ſtand aber ſofort feſt, daß die Beſchickung 
des Reichsrathes ſeitens der einzelnen Landtage nicht durch eine gleiche 
Zahl von Delegirten für jedes Land geſchehen, ſondern daß die „Aus— 
dehnung, Bevölkerung und Beſteuerung“ der einzelnen Länder als 
Maßſtab der künftigen Gruppirung gelten ſollte. Neben der Vertretung 
der hiſtoriſchen Individualitäten ſchlägt ſomit jene der Intereſſen durch; 
nur iſt die Möglichkeit ausgeſchloſſen, die hiſtoriſchen Individualitäten 
ganz unberückſichtigt zu laſſen und die Reichsvertretung in irgendeinem 
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Falle mit Umgehung der Landtage aus der Bevöfferung ſelbſt zu bilden. 


Dieſem Delegirtentage wies nun das Diplom im Allgemeinen 
alle Gegenſtände der Geſetzgebung zu, welche ſich auf Rechte, Pflichten 
und Intereſſen beziehen, die allen Königreichen und Ländern gemein— 
ſchaftlich find, und „namentlich“ das Münz-, Geld- und Creditweſen, 


die Zölle und Handelsſachen, die Grundfatze des Zettelbank-, Poſt-⸗, 


Telegraphen-, Eiſeubahnweſens, die Militärpflichtigkeit und die Uebung 
der parlamentariſchen Finanzrechte. Alle in dieſen Punkten nicht enthal— 
tenen Gegenſtände ſollten den Landtagen vorbehalten bleiben. 

Ueber die Tragweite dieſer Abgrenzung hat ſich der politische 
Streit Jahre hindurch bewegt. Von der einen Seite wurde behauptet, 
daß die Competenz des Reichsrathes in Art. II des Diploms durch 
die „namentliche“ Aufzählung ſeiner Agenden taxativ beſchränkt fein 
müſſe, weil es ſonſt keinen Sinn gehabt hätte, den Landtagen die 


Competenz allgemein in allen übrigen Punkten zuzuſprechen. Von der 


anderen Seite wurde auf den Wortlaut des Art. II gepocht; unmittel- 
bar nach dem allgemeinen Grundſatze könne die „namentliche“ Aufzählung 
der Agenden nur die Bedeutung einer Exemplification beſitzen, die den 
Landtagen vorbehaltenen Angelegenheiten ſeien daher ſolche, welche dem 
Reichsrathe entweder nicht namentlich zugewieſen oder überhaupt nicht 
Sache gemeinſamen Intereſſes ſeien. Den Kreis der gemeinſamen 
Intereſſen zu ziehen, ſei der Ausführungsgeſetzgebung zu dem Diplome 
überlaſſen geblieben und die Competenz des Reichsrathes habe daher 
erſt hier ihre Begrenzung erhalten können. 

Nach unſerer Anſicht iſt die Löſung der Widerſprüche des 
Diploms oder richtiger die Correctur der unklaren Faſſung des Art. III 
in keiner der hier gekeunzeichneten Richtungen ganz gegeben. So viel 


erſcheint auch uns richtig, daß die „namentliche“ Aufzählung der Reichs⸗ 


rathsagenden in Art. II des Diploms nicht als taxative Beſchränkung 
gelten konnte; ſie ſollte vielmehr nur bedeuten, daß die bezeichneten 
Gegenſtände jedenfalls der Reichsrathscompetenz zu verbleiben hätten, 


Fall die Reichsraths⸗ oder die Laudtagscompetenz zu ſtatuiren, 


wie auch in dem zu erlaſſenden Reichsrathsſtatute der Kreis der 
gemeinſamen Angelegenheiten umſchrieben werden mochte. Dem Reichs— 
rathsſtatute war es ſicherlich unbenommen, die Competenz des Reichs: 
rathes innerhalb des Kreiſes gemeinſamer Jutereſſen noch über die 
„namentlich“ bezeichneten Gegenſtände hinaus zu ziehen, aber deshalb 
war der Artikel III des Diploms noch lange nicht gegenſtandslos. Er 
enthielt das fundamentale Princip, daß die ſachlich zu beſchränkende 
Competenz jene des Reichsrathes war, daß die undefinirbare Fülle der 
Geſetzgebung aber im Schoße der Landtage ruhte. Das Reichsraths— 
ſtatut hatte die Agenden des Reichsrathes taxativ zu formuliren, die Com— 
petenz der Landtage aber durfte nach dem Octoberdiplome in dieſer 
Weiſe nicht abgegrenzt werden. Die Landtage ſollten die urſprünglichen 
Träger der Mitwirkung an der Geſetzgebung ſein, die Macht des 
Reichsrathes ſollte immer, ſo bedeutend ſie auch werden mochte, eine 
abgeleitete bleiben. 

Nur dieſe principielle Abgrenzung der Competenzen ſteht mit 
der Bildung des Reichsrathes aus den Landtagen im Einklange; der 
Reichsrath des Octoberdiploms war, ſo weit er als Volksvertretung 
erſchien, eine Delegirtenverſammlung der Landtage und daher konnte 
ſeine legislative Competenz nur eine abgeleitete ſein. Von dieſem Staud- 
punkte aus hat das Diplom auch eine Competenzerweiterung des Reichs— 
rathes von Fall zu Fall zugegeben, wenn nämlich ein Landtag die 
Uebertragung einer ſeiner Aufgaben auf die Centralvertretung beantragen 
ſollte. Es war die Möglichkeit einer weiteren Centraliſation von allen 
Seiten aus gegeben, nur mußte die Initiative hiezu von den einzelnen 
Ländern ausgehen. 

Das Octoberdiplom hatte ſomit eine Reichsvertretung im weiteſten 
Umfange des Reiches geſchaffen; aus allen Laudtagen, aus jenem Un— 
garns wie aus jenem Schleſiens oder Salzburgs, ſollte die Reichsver— 
tretung hervorgehen, und vermöge der prineipiellen Gleichberechtigung 
aller Länder griff die Competenz des Reichsrathes zunächſt in allen 
Ländern, in Ungarn wie in den meiſten der öſterreichiſchen Territorien, 
in gleicher Weiſe durch. Um ein Beiſpiel herauszugreifen, fo war es 
nach dem Diplome unzweifelhaft, daß die einheitliche Legislative des 
Reiches in Sachen des Zoll- und Handelsweſens oder rückſichtlich der 
Wehrpflicht in Ungarn ebenſo ausſchließlich competent war, als in der 
Bukowina oder in Iſtrien. 

Wenn das Octoberdiplom hienach von der Vorausſetzung ausging, 
daß die geſchichtliche Entwicklung alle Länder der Monarchie ſchon in 
einen legislativen Nexus gebracht hatte, ſo anerkaunte es aber ebenſo 
entschieden, daß die Verbindung mit dem Centrum noch nicht für alle 
Länder gleich weit entwickelt worden war. Seit einer langen Reihe von 
Jahren, ſagt das Diplom, hatte für die Länder, welche nicht zur unga— 
riſchen Krone gehörten, eine gemeinſame Behandlung und Entſcheidung 
auch in Betreff ſolcher Gegenſtände der Geſetzgebung ſtattgefunden, welche 
von unn an nicht der ausſchließlichen Competenz des geſammten Reichs— 
rathes zukommen ſollten. In dieſen Fällen die landtägliche Competenz 
anzurufen, wäre eine Rückbildung des Proceſſes der Staatseutwicklung 
geweſen: es mußte daher ein Organ gefunden werden, um die außer— 
halb Ungarns längſt begründete Jutereſſengemeinſchaft zum verfaſſungs⸗ 
mäßigen Ausdrucke zu bringen. Aus dieſem Grunde ward es (Art. III) 
der Krone vorbehalten, auch ſolche Gegenſtände, welche ſeither für die 
Länder außerhalb der ungariſchen Krone gemeinſam geweſen waren, künſ— 
tighin durch den Reichsrath unter Zuziehung der Reichsräthe der 
betreffenden Länder behandeln zu laſſen. Es iſt dies jene Beſtimmung, 
welche trotz der föderaliſtiſch-unitariſchen Structur des Diploms auch 
den Dualismus Oeſterreich-Ungarns zur Geltung gebracht und welche 
aus unſcheinbaren Anfängen heraus das öſterreichiſche Parlament zum 


Leben entwickelt hat. 


Hienach ſtand es dem Monarchen zu, die Competenz der nicht 
ungariſchen Landtage von Fall zu Fall zu beſchränken; fo weit eine 
Gemeinſamkeit der Intereſſen hiſtoriſch nachwetsbar war, konnte ein 
Gegenſtand der Geſetzgebung durch die Initiative des Monarchen aus 
der Landtagsſphäre vor das Forum des Reichsrathes gezogen werden. 
Allein, und hierin zeigt ſich das Mangelhafte der Inſtitution, zu einer 
organiſchen Einrichtung war man hiedurch nicht gelangt. Für die Ver⸗ 
tretung der gemeinſamen Intereſſen der nicht-ungariſchen Länder war 
ein eigener Vertretungskörper nicht geſchaffen worden und noch weniger 
ein Vertretungskörper mit geſicherter Regelmäßigkeit ſeiner Wirkſam⸗ 
keit. Es war dem Ermeſſen des Monarchen überlaſſen, von Fall zu 
eine 


Garantie dafür, daß die biſtoriſch erwachſene, legislative Einheit der 
öſterreichiſchen Länder auch künftig in parlamentariſchen Formen gewahrt 
werden ſollte, war mit nichten gegeben. 

Um das entſcheidende Urtheil über das Octoberdiplom zu 
ſprechen, bedurfte es vor Allem der Erlaſſung der Landesordnungen 
und des Reichsrathsſtatutes Das Letztere ſollte nach dem kaiſerlichen 
Handſchreiben an den Miniſterpräſidenten die Zuſammenfaſſung aller 
über den Reichsrath erfloſſenen Verordnungen ſein. Bei dieſer Gelegen— 
heit wäre die Stellung des Reichsrathes wahrſcheinlich in manchen 
Punkten in's Klare gebracht worden, welche nach dem Diplome noch 
verſchiedene Dentung erfuhren, ſo gewiß anch hinſichtlich der Frage, ob 
die Mitwirkung in legislativen Angelegenheiten eine lediglich berathende 
(im Gegenſatze zu der Zuſtimmung zu finanziellen Maßnahmen) oder 
eine beſchließende ſein ſollte. 

Von den Landesordnungen wurden vier erlaſſen; ſie enthielten 
überraſchenderweiſe eine taxative Aufzählung der Landtagsagenden und 
ließen demnach auch für den Reichsrath eine geänderte Competenz 
erwarten. Das Reichsrathsſtatut, welches dieſe Löſung bringen ſollte, 
wurde aber gleich den Landesordnungen der Mehrzahl der Länder 


von den Schöpfern des Oectoberdiploms nicht mehr zum Schluſſe 
geführt: der Miniſterwechſel vor Weihnachten 1860 brachte andere 


Männer an das Ruder. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Armendrittel aus dem Nachlaſſe eines Säculargeiſtlichen 

gebührt ſeinen armen Inteſtaterben auch in dem Falle, wenn der 

Erblaſſer an keiner Kirche bleibend angeſtellt war. (Hofkanzlei⸗ 
decret vom 18. Juli 1222.) 


Laut Todtenſcheines ddo. 10. April 1884 ſtarb am 22. Auguſt 
1883 in M. der aus S. gebürtige Prieſter Cyrill B. 

Laut der gepflogenen Verlaſſenſchaftsabhandlung hinterließ der— 
ſelbe ein Vermögen von 6998 fl. 38 kr. Der Verſtorbene war Ad— 
miniſtrator des Privatbeneficiums in M. und hatte kein Teſtament 
hinterlaſſen. 

Die zur Erbſchaft berufenen Verwandten, nämlich deſſen Bruder 
Victor B., derzeit ſeit dem Jahre 1880 in Braſilien, und ſeine 
Schweſter verwitwete Dominica v. S., geborne B., beanſpruchten, da 
ſie arm ſeien, daß ihnen auch das Drittel der Erbſchaft, welches dem 
Armenfonde zukommen ſollte, zugeſprochen werde. 

Sie begründeten ihre Bitte damit, daß laut einer Zuſchrift des 
fürſtbiſchöflichen Ordinariates in T. an das Bezirksgericht der Verſtor— 
bene zur zweiten Claſſe der in der Hofkanzleiverordnung vom 17. Sep—⸗ 
tember 1807 (a. P. G. S. Nr. 37, Seite 98; J. G. S. Nr. 828; 
Tiroler Pr. G. S. 1816, Nr. 59, Seite 731), d. i. zu den vom 
Conſiſtorium, wenn auch mit Decvet, jedoch ad nutum admovibiles 
an eine Kirche abgeordneten Prieſter gehörte, daher nur ein Drittel 
der Erbſchaft den Armen, zwei Drittel hingegen deu Verwandten 
zufallen. 

Die von der Bezirkshauptmannſchaft einvernommene Congre- 
eazione di Carita in S. als Vertreter des dortigen Armenfondes 
beanspruchte das Drittel der Erbſchaft für den Armenfond, da ohnedem 
im vorliegenden Falle die Verwandten mit zwei Drittheilen bedacht 
wurden und dieſelben nicht die ganze Erbſchaft erhalten können. Das 
Armendritkel gebühre den armen Verwandten nur dann, wenn die 
Kirche mit einem Drittheile bedacht wird, was vorliegenden Falles nicht 
ſtattfindet. Der Antheil von zwei Drittheilen der Verlaſſenſchaft ſei 
überhaupt das Maximum, welches die Verwandten nach den beſtehenden 
Vorſchriften über die Juteſtaterbfolge bei Geiſtlichen anſprechen können. 

Das fürftbiſchöfliche Ordinariat äußerte ſich in feiner Zuſchrift 


vom 4. Juni 1884, 3. 1650, über das Geſuch dahin, daß, da die 


Verwandten ſchon mit zwei Drittheilen begünſtigt ind, ſie nicht mehr 
das dritte, den Armen zugedachte Drittel beanſpruchen könnten. Es ſei 
dies auch darin begründet, daß für den Fall, als die Kirche auch mit 
einem Drittel an der Erbſchaft eines ohne Teſtament verſtorbenen 
Prieſters theilnimmt, den Verwandten nie mehr als zwei Drittel zuge— 
ſprochen werden können. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft fällte ſohin unterm 10. Juni 1884, 
3. 2498, folgende Entſcheidung: 
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Das von Cyrill B., Adminiſtrator des Priorates und Prior- 
ſubſtitut in M., hinterlaſſene Vermögen habe mit zwei Drittheilen 
ſeinen Verwandten oder geſetzlichen Erben und mit einem Drittheile 
dem Armenfoude in S., beziehungsweiſe der dortigen Congregazione di 
Carita zuzufallen. 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurs der 
Erben gab die Statthalterei mit Erlaß vom 3. Juli 1884, Z. 4957, 
dem Recurſe keine Folge, da nachgewieſen und anch zugegeben iſt, daß 
Cyrill B. zur zweiten Claſſe der im Hofdecrete vom 17. Decem- 
ber 1807 in Betracht gezogenen Prieſter gehörte, welches Hofdecret als 
einzig maßgebende Norm vorliegendenſalls anzuſehen iſt, und im Sinne 
dieſer Norm bei Geiſtlichen der zweiten Claſſe das dem Armenfonde 
zufallende Drittel den Verwandten nicht zugeſprochen werden könne. 

In dem dagegen ergriffenen Miniiteriafrecurfe beharren die 
Erben darauf, daß auch im jetzigen Falle das dritte Drittel den 
Verwandten zuzuſprechen ſei, und zwar, weil fie nach dem vorausſicht— 
lichen Willen des Verſtorbenen den anderen Armen vorzuziehen ſeien. 
Das Hofdeeret vom 18. Juli 1772 beſtimmt, daß das Armendrittel 
den Verwandten des Verſtorbenen zukomme, wenn dieſe arm ſind und 
ſchließe fremde Arme ganz aus. Dieſe Beſtimmung ſei nicht widerrufen 
worden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat am 8. Juli 1885, 
sub 8. 19.676 v. J. 1884, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium findet über den Recurs des Victor B. und der 
Dominica verwitweten S., gebornen B. unter Behebung der Entſcheidungen 
beider Inſtanzen auszuſprechen, „daß im vorliegenden Falle den Ver— 
wandten des verftorbenen Geiſtlichen Cyrillus B. im Falle des Vorhanden— 
ſeins der geſetzlichen Bedingung der wirklichen Armuth allerdings der 
Anſpruch auf das ſogenannte Armendrittel in jenem Ausmaße zukommt, 
in welchem denſefben aus dieſem Drittel der Verlaſſenſchaſt nach der 
gemeinen geſetzlichen Erbfolge ihr Autheil zugefallen wäre. 

Ueber den concret en Anſpruch der beiden Recurrenten iſt neuerlich 


inſtanzmäßig zu entſcheiden. 


Dieſer Ausſpruch iſt in der Erwägung gegründet, daß das die 
Inteſtaterbfolge in den Nachlaß der Geiſtlichen regelnde Hofdecret vom 
18. Juli 1772 (tirol. Pr. G. S. 1816, 3. Theil, Nr. 69) keine 
Unterſcheidung zwiſchen den bei einer Kirche bleibend angeſtellten und 
den ſonſtigen Säculargeiſtlichen aufſtellt, welche Unterſcheidung erſt durch 
das Hofkanzleidecret vom 17. September 1807 (P. G. S. Nr. 37) 
gemacht wurde. 

Daraus aber, daß dieſes letztere Decret bei der Inteſtatverlaſſen— 
ſchaft von Geiſtlichen, welche bei keiner Kirche jemals bleibend angeſtellt 
waren, zwei Drittheile den Verwandten zuſpricht und bei der Nor— 
mirung ſolcher Fälle von der eventuellen Zuwendung des Armen— 
drittels an die nach der obigen Normalvorſchrift vom Jahre 1772 
unter der dort vorgeſehenen Bedingung zur Theilnahme an dieſem letz— 
teren Drittel zugelaſſenen armen Verwandten keine ausdrückliche Er— 
wähnung macht, kann nicht gefolgert werden, daß damit die oben 
erwähnte grundſätzliche, auf alle Fälle der Inteſtaterbfolge des Säcular— 
klerus anzuwendende Vorſchrift abgeändert worden fei, zumal das Hof— 
kanzleideeret vom Jahre 1807 vorzüglich nur zu dem Zwecke erlaſſen 
wurde, um die Frage, wer eigentlich bei einer Kirche angeſtellt zu be— 
trachten ſei, zu entſcheiden, welche Frage durch das vorhergegangene 
Hofdecret vom 21. Februar 1792 (J. G. S. Nr. 259) und durch 
das nachgefolgte Hofkanzleidecret vom 17. October 1799 (P. G. S. 
Nr. 72) nicht ausreichend gelöſt worden war. 

Es iſt daher kein Grund vorhanden, die armen Verwandten des 
Erblaſſers zur Theilnahme au dem geſetzlichen Armendrittel nur dann 
zuzulaſſen, wenn der Letztere an einer Kirche bleibend angeſtellt worden 
war, Sie hingegen im entgegengeſetzten Falle von dieſer Theilnahme 
auszuſchließen; vielmehr muß als im Geſetze begründet erkannt werden, 
daß in beiden Fällen der Anſpruch der armen Verwandten unter der 
Vorausſetzung des Vorhandenſeins der geſetzlichen Bedingungen eutſpre— 
chend zu berückſichtigen ſei. 


Das Ausmaß dieſes Auſpruches beſtimmt weiters das Hofkanzlei— 
decret vom 16. September 1824 (P. G. S. Nr. 119, tirol. Pr. 
G. S. Bd. 11, Nr. 168).“ . 


Gelee und Berorönungen. 


1884. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie. 


Nr. 79. Ausgeg. am 5. Juli. — Abdruck von Nr. 106 und 107 
R. G. Bl. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 28. Juni 1884, 
3. 22.980, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſchen Eiſenbahnen, 


betreffend die Reinhaltung ꝛc. der für das Publicum beſtimmten Räumlichkeiten 
in den Bahnſtationen aus Anlaß des Ausbruches der Cholera in Toulon. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 2. Juli 1884, Z. 23.934, an die k.k. 
Direction für Staatseiſenbahnbetrieb in Wien und an die Verwaltungen der 
priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, der k. k. priv. Südbahn-Geſell⸗ 
ſchaft, der k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn, der k. k. priv. böhmiſchen Weſtbahn 
und der a. priv. Buſchtehrader Eiſenbahn, betreffend die aus Anlaß des Aus— 
bruches der Cholera in Toulon bezüglich der in den weſtlichen Grenzſtationen 
eintretenden Reiſenden und des Gepäcks zu vollziehenden Maßnahmen. — Er- 
laß des k. k. Handelsminiſteriums vom 16. Juni 1884, 3. 20.018, an die Ver⸗ 
waltungen der öſterr. Eiſenbahnen betreffend den directen Bezug der Frachtbrief 
blanquette von der k. k. Staatsdruckerei. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Röhrsdorf über Zwickau nach Gabel. 
13. Juni. 8. 19.420. 

Nr. 80. Ausgeg. am 8. Juli. — — — 

Nr. 81. Ausgeg. am 10. Juli. — Abdruck von Nr. 104 R. G. Bl. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv-Eiſenbahn 
von Sereth nach Hliboka. 24. Juni. 3. 18.420. — Conceſſion für eine Pferde— 
bahulinie vom Praterſtern durch die Kaiſer Joſephſtraße mit einer Geleiſever— 
bindung von der Taborſtraße in die Augartenſtraße im II. Wiener Gemeinde— 
bezirke. 23. Juni. Z. 21.313. 

Nr. 82. Ausgeg. am 12. Juli. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
1. Juli 184, Z. 22.967, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, 
betreffend die Hinausgabe eines VIII. Nachtrages zum Eiſenbahn-Betriebsreglement. 
— Nachtrag III zu den Statuten der k. k. priv. Kaiſerin Eliſabeth-Bahn. H. M. 
3. 23.843. 

Nr. 83. Ausgeg. am 15. Juli. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 3. Juni 1884, Z. 15.497, an die Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen, 
betreffend die Refundirung der Reiſeauslagen bei Locomotivprüfungen an die 
politiſchen Behörde. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſen— 
bahnen vom 8. Juli 1884, Z. 2397/1, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahn— 
verwaltungen, betreffend die Feuerprobe mit Asbeſtplatten (Superator) aus der 
Thurn und Taxpis'ſchen Fabrik in Liefing. 

Nr. 84. Ausgeg. am 17. Juli. — Abdruck von Nr. 112 R. G. Bl. 

Nr. 85. Ausgeg, am 19. Juli. Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
8. Juli 1884, 3. 24.671, an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, 
betreffend die Reviſion der für einzelne Bahnen derzeit beſtehenden Lieferfriſtzu— 
ſchläge. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 10. Juli 1884, 3. 24.789, 
an die Adminiſtration der erſten k. k. priv. Douau-Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft, 
betreffend die Reinhaltung und Desinfection der Aborte und Toiletten aus An— 
laß des Auftretens der Cholera in Frankreich. Erlaß des k. k. Handels 
miniſteriums vom 24. Juni 1884, 3. 21.980, au ſämmtliche öſterreichiſche 
Eiſenbahnverwaltungen, betreffend den Eiſenbahntransport des Sprengmittels 
„Milin“ aus der Sprengmittelfabrik des Franz Redtenbacher zu Steyrling 
in Oberöſterreich. — Geſtattung Nachtverkehres auf der Localbahn 
Jaroslau⸗Sokal der k. k. priv. galiziſchen Karl Ludwig⸗Bahn. 
3. 20.497. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere 
Localbahnen im Salzkammergut. 21. Juni. Z. 18.414. 

Nr. 86. Ausgeg. am 22. Juli. Erlaß der k. k. Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 12. Juli 1884, 8. 5016-1, an ſämmtliche 
öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die von der Auſſig-⸗Teplitzer Bahn 
gemachten Erfahrungen mit dem Feueranihilator Nr. II von J. Bauer in Bonn. 

Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Landskron der Localbahn Rudelsdorf-Landskron der priv. öſterr.-ungar. Staats⸗ 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu der k. k. Tabakfabrik in Landskron. 3. Juni. Z. 16.652. 

Nr. 87. Ausgeg. am 24. Juli. Abdruck von Nr. 122 R. G. Bl. — 
Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schlepphahnverbindung zwiſchen der 
Station Brüx der Auſſig⸗Teplitzer Eiſenbahn und dem projectirten Lagerhauſe 
der landwirthſchaftlichen Spar- und Vorſchußcaſſe in Brüx. 19. Juni. 8. 19.416. 

Nr. 88. Ausgeg. am 26. Juli. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 15. Juli 1884, Z. 25.628, an die Verwaltungen der in Wien einmünden⸗ 


des 
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den Bahnen betreffend Geſtattung des Ausladens von Beinlvieh in den Wiener 
Bahnhöfen der Kaiſerin Eliſabeth-Bahn, der Kaiſer Franz Joſeph⸗Bahn und 
der Südbahn -Geſellſchaft. — Abgreuzung der Bezirke der k. k. Eiſenbahn⸗ 
Betriebsdirectionen. 1. Juli. H. M. Z. 1168. — Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 22. Juli 1884, womit für Auguſt 1884 das Aufgeld beſtimmt 
wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu ent— 
richten iſt. 

Nr. 89. Ausgeg. am 29. Juli. Abdruck von Nr. 120 R. G. Bl. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. Juli 1884, 3. 25.500, an 
die Verwaltung der öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, der Kaiſer 
Ferdinands⸗Nordbahn und der Kaſchau-Oderberger Bahn, betreffend die Aus⸗ 
fertigung der Geleitſcheine für die in der Dynamitfabrik zu Preßburg der Dyna— 
mit⸗Actiengeſellſchaft erzeugten, nach Oeſterreich beſtimmten Sprengmitteltransporte 
für die in Betracht kommende ungarische Transportſtrecke. 

Nr. 90. Ausgeg am 31. Juli. — 

Nr. 91. Ausgeg. am 2. Auguſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Sokolnitz nach Klobaut und 
Auſpitz. 18. Juli. Z. 19.411. Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren 
auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juli. 

Nr. 92. Ausgeg. am 5. Auguft. Activirung der k. k. Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen. 27. Juli. — Bewilligung zur Vornahme tech— 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Dobra nach Wieliezka oder mach 
Swoszowice. 23. Juli. 3. 20.015. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Stryj nach Podwoloczyska 
mit Abzweigungen von Brzezauy nach Podhayce und von Mikulince nach Choroſt— 
kow. 23. Juli. Z. 20.638. 

Nr. 93. Ausgeg. am 7. Auguft. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine als ſchmalſpurige Straßen-Dampftramway auszuführende 
Localbahn von Graz nach Straß. 23. Jult. Z. 24.667. — Bewilligung zur Vor 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Rakonitz über Pladen oder 
Mlatz nach Karlsbad. 30. Juli. Z. 25.153. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Berghauptmanne in Klagenfurt Philipp Kirn 
bauer anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Adelſtand verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath im Ackerbauminiſterium Karl 
Auerhann zum Berghauptmanne ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem VPolizei-Obercommiſſär bei der Polizeidirection 
in Graz Joſeph Fröhlich anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 


eines Polizeirathes taxſrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem penſionirten k. k. Forftmeifter und Hofjagd 
leiter Joſeph Pitaſch in Neuberg das Ritterkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens und 
dem k. k. Oberjäger Joſeph Mühlbacher in Eijenerz das goldene Verdienſtkreuz 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Honorar-Viceconſul Santi Scotto 
in Porto Longone das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmaun Johann Schwedeler-Meyer 
in Altona zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der Grazer Polizeidirection Adolph Protmann zum Polizeicommiſſär 
ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Statthaltereiconeipiſten Paul 
Freiherrn von Hock und Heinrich Grafen Beuſt zu Bezirkscommiſſären und die 
Statthalterei-Conceptsprakticanten Franz Breitfelder und Dr. Franz Böhm 
zu Statthaltereiconeipiſten in Niederöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsxevidentenſtelle in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials- 
ſtelle in der zehuten oder eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der elften Rangsclaſſe 
bei der niederöſterr. Finanz⸗Landesdirection, bis Mitte November. (Amtsbl. 
Nr. 235.) 

Jugenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe beim k. k. Haupt⸗Münzamte 
in Wien mit Naturalwohnung gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. 
Nr. 237.) 

Rechnungsdirectorsſtelle in der ſechsten Rangsclaſſe bei der k. k. Statthalterei 
in Oberöſterreich, bis 10. November. (Amtsbl. Nr. 237.) 

Mehrere Poſtafſiſtentenſtellen im Bereiche der k. k. Poſt und Telegraphen— 
direction für Oeſterreich unter der Enns in der elften Rangsclaſſe gegen Caution, 
bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 239.) 


VHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 28 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


